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„Arbeitnehmer“ und „Arbeitgeber“ – 

eine begrifsgeschichtliche Spurensuche

Roland Karassek

Gearbeitet wird seit Beginn der Menschheit. Arbeit ist ein wesentlicher Einluss-
faktor der Evolution unserer Spezies. Die Geschichte von Adam und Eva und 
ihrer Vertreibung aus dem Paradies ist eine frühe Begründung, warum wir Men-
schen arbeiten müssen. Ob auch Tiere „arbeiten“, ist umstritten. Die Produkte 
menschlicher Arbeit (und nicht die Arbeit selbst) werden getauscht, verkauft, 
gelagert, geraubt und verbraucht, gegeben und genommen. Die Hersteller der 
Produkte heißen heute „Arbeitnehmer“. Die Auftraggeber werden heute „Arbeit-
geber“ genannt. Diese Begrife sind aus dem „Dienstnehmer“ und dem „Dienst-
geber“ des 18. Jahrhunderts hervorgegangen. Im Folgenden wird versucht, die 
Entstehung und Entwicklung der Begrife aufzuzeigen.

Dienst und Arbeit 

„Dienst“ und „Arbeit“ sind unscharfe und mehrdeutige Begrife. Gemeinsam 
haben sie die Beschreibung von Tätigkeiten (Arbeit und Dienst werden gemacht, 
geleistet oder ausgeführt), von Orten als Synonyme für Arbeitsplatz oder Dienst-
stelle (man ist im Dienst oder auf Arbeit) und von Beziehungen (sie begründen 
Rechtsverhältnisse). Sie werden in verschiedenen Bedeutungen und Redewen-
dungen verwendet. Für beide und viele andere Begrife gilt, was Heinz Rothen-
burg über den Begrif „Arbeiter“ schrieb: „Die deutsche Sprache schaft Wörter 
und Begrife in Zusammensetzungen, die sich von juristischen, sozialrecht-
lichen, arbeitsrechtlichen oder ideologischen Deinitionen und Bestimmungen 
gesehen, widersprechen.“ Viele Wortverbindungen und Bedeutungszuweisungen 
sind „eine Konzession an eine bestimmte Wertvorstellung“.1

1 Über die vielfältigen Bedeutungen und Wortverbindungen von „Arbeiter“ und „Arbeit-
nehmer“ siehe Heinz Rothenburg: Der Arbeiter und die publizistischen Mittel, Diss., 
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Für die Entstehung von neuen Begrifen ist u. a. die Terminologie ihrer Ent-
stehungszeit grundlegend. Die Tätigkeit der meisten abhängig Beschäftigten im 
18. Jahrhundert war nach dem damaligen Sprachgebrauch nicht „arbeiten“, son-
dern „dienen“. Mit „dienen“ wurden z. B. bezeichnet: 1. niedrige körperliche 
Arbeiten aus Leibeigenschaft, Hörigkeit und Fron oder aus Vertrag gegen Lohn 
(Gesinde, Dienstboten), 2. eines anderen Geschäfte ausrichten, seinen Nut-
zen fördern, sowohl gegen Bezahlung wie auch aus anderen Verbindlichkeiten, 
3. eines anderen Vorteile, Vergnügen befördern, auch ohne Lohn, 4. einen Zweck 
erfüllen („Das sollte zu Deinem Besten dienen.“), 5. sich schicken („Das dient 
nicht zur Sache“).2

Dienst erschien in verschiedenen Redewendungen. Aus der Sicht des Dienen-
den, der sich vermietete, also nicht leibeigen oder hörig war, wurde gesagt: „in 
den Dienst gehen“, „in Dienst treten“, „in einen Dienst begeben“, „Dienst bei 
jemandem nehmen“, und wenn dieses erfolgreich war, hat er „einen Dienst 
bekommen“. Der Dienstherr konnte jemandem „einen Dienst antragen“ oder 
„jemanden in seinen Dienst nehmen“.3 Ausgeübt oder geleistet wurde der Dienst 
von dem Diener, „welcher mit einem anderen einen Vertrag eingehet, auf eine 
gewisse Zeit, in einer bestimmten Art von Diensten gegen Empfang eines ausge-
machten Werths“. Der Diener war zur Treue verplichtet. Sowohl hohe wie nied-
rige Bediente gehörten unter diesen Begrif, ebenfalls Staats-Bediente wie Diener 
in privaten Haushalten und Geschäften.4

Ein Synonym für Dienst war „Bedienung“. Auch dieses Wort war „von einer 
so weitläuigen Bedeutung, daß es nicht nur bloß die gemeinen und schlechten 
Bedienten, sondern auch die sonst sogenannten Hof-, Staats- und Kriegs-Bedien-
ten, wie nicht weniger alle Ober- und Unter-Obrigkeiten, und mit einem Wort, 
welche einem anderen oder auch mehreren vor einem gewissen Sold bedient 
sind“, umfasste. Bedienung meint hier eine Stelle oder ein Amt im Dienste des 
Landesherrn z. B. als Minister, Richter, Hofmeister, Oizier oder Oberaufseher 
der Finanzen. Man erhielt eine Bedienung, hatte eine Bedienung, stand in einer 

Berlin 1957, S. 11 f. Die Begrifsentwicklung vom „Arbeiter“ zum „Arbeitnehmer“ zeigt 
Rothenburg allerdings nicht auf.

2 Siehe Johann Christoph Adelung: Versuch eines vollständigen grammatisch-kritischen 
Wörterbuches der Hochdeutschen Mundart ... Erster Teil, Leipzig 1774, S. 1349 f., ähn-
lich: Carl Günther Ludovici: Grosses vollständiges Universal-Lexicon aller Wissenschaften 
und Künste ..., Siebender Bd., Leipzig/Halle 1734, S. 830.

3 Adelung, Wörterbuch, S. 1352 f., siehe Ludovici, Universal-Lexicon, 7. Bd., S. 830.
4 Ludovici, Universal-Lexicon, 25. Bd., Leipzig/Halle 1740, S. 920.

ROLAND KARASSEK
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Bedienung, Herrscher verliehen eine entgeltliche oder unentgeltliche Bedienung 
(für bestimmte Privilegien) an verdiente Vasallen. In diesem Sinne wurde „ein 
Amt bedient“.5 Aber auch in anderen Zusammenhängen wurde „bedient“: „der-
jenige, welcher [...] alles zur Bedienung eines Fremden gehörig und sorgfältig 
veranstaltet, ein Gastwirth genennet wird“.6

Arbeit (vom mittelhochdeutschen „arebeit“ = Mühsal, Qual, Not) bezeich-
nete im Mittelalter vorrangig die Tätigkeit auf dem Feld als Knecht oder Leibei-
gener für den Herrn oder für den eigenen kümmerlichen Lebensunterhalt.7 Zu 
arbeiten war wie im antiken Rom eine Schande und dem niederen Volk bzw. 
Sklaven vorbehalten. In der Renaissance änderten sich durch Reformation und 
wachsendes Selbstbewusstsein der Stadtbürger die Einstellung zur Arbeit und 
der Arbeitsbegrif: Der Begrif Arbeit emanzipierte sich von der überwiegend 
negativen Deutung durch die Kirche.8 Arbeit war jetzt keine Strafe Gottes mehr 
und durch eigene Arbeit erreichter Wohlstand gottgefällig. 

Bis ins 19. Jahrhundert hinein wurde in Abgrenzung zum „Dienst“ des 
Gesindes als „Arbeit“ die Erwerbstätigkeit des Tagelöhners, die Verrichtung des 
Handwerkers und die „feinere Arbeit der Künstler und Bildner“ bezeichnet. Man 
begann auch Kopf- und Handarbeit zu unterscheiden, und schließlich wurden 
auch Dienstleistungen („andere verrichtungen, ohne dasz ein bestimmtes werk 
hervorgebracht und aufgestellt wird“) als Arbeit benannt.9

In Lexika aus den Jahren 1732 und 1741 indet sich bereits unter dem 
Stichwort „Arbeit“ die Wendung „in Arbeit verhelfen“ im Sinne von „Arbeit 
vermitteln“.10 Schon zu der Zeit gebräuchliche Wendungen zeigen, dass „arbei-

5 Ebenda.
6 Johann Friedrich Gleditschen Sel. Sohn (Hrsg.): Allgemeines oeconomisches Lexicon ... 

Nebst einem Anhange eines Land- und Haus-Wirthschafts-Calenders ..., Leipzig 1731, 
S. 778, ähnlich im gleichen Werk unter „Herberge“ S. 1003.

7 Siehe Genesis 3, 17–19, in: Vinzenz Hamp/Meinrad Stenzel/Josef Kürzinger (Hrsg.): Die 
Heilige Schrift des Alten und Neuen Testaments …, Aschafenburg 1957. Bis ins ausge-
hende Mittelalter gelang es der nicht arbeitenden Oberschicht mithilfe der Kirche, einer-
seits die Mühsal und Qual der arbeitenden Bevölkerung mit der Erbsünde und der Ver-
treibung aus dem Paradies zu begründen, andererseits die Befreiung der Herrschenden von 
Arbeit mit besonderer göttlicher Gnade oder Berufung zu legitimieren.

8 Siehe Ludovici, Universal-Lexicon, 2. Bd., Leipzig/Halle 1751, S. 1148.
9 Jacob und Wilhelm Grimm: Deutsches Wörterbuch, Bd. 1, Leipzig 1854, Sp. 540.
10 Siehe Ludovici, Universal-Lexicon, 2. Bd., S. 1148.

„ARBEITNEHMER“ UND „ARBEITGEBER“
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ten“ nicht nur menschliche Tätigkeiten bezeichnen konnte: „der Jagdhund arbei-
tet auf der Fährte“ und „der Wein arbeitet“ d. h. er gärt.11

Im weitesten Sinne ist Arbeit der Stofwechsel des Menschen mit der Natur.12 
Sie dient der Erzeugung von Produkten zur Befriedigung menschlicher Bedürfnis-
se.13 Bezogen auf konkrete gesellschaftliche Produktionsbedingungen beschreibt 
Karl Marx Arbeit als Prozess, in dem Arbeitsprodukte geschafen werden, deren 
Werte sich aus der in sie hineingesteckten Arbeit ergeben.14

In der herrschenden Volkswirtschaftslehre ist Arbeit ein Produktionsfaktor 
neben Kapital, Boden und Wissen. Betriebswirtschaftlich ist Arbeit jede plan- 
und zweckmäßige Betätigung einer Arbeitsperson in körperlicher und geisti-
ger Form, die dazu dient, Sachgüter oder Dienstleistungen zu produzieren. Ein 
aktuelles Rechtswörterbuch deiniert: „Als Arbeit wird jedes Verhalten bezeich-
net, das der Befriedigung von Bedürfnissen dient und im Wirtschaftsleben als 
Arbeit qualiiziert wird, unabhängig davon, ob es sich um eine geistige oder kör-
perliche Betätigung handelt.“15

Umgangssprachlich ist Arbeit auch der Ort, an dem eine Tätigkeit gegen 
Geld verrichtet wird (Arbeitsplatz): man „ist auf Arbeit“ oder „kommt von der 
Arbeit“. Auch das Ergebnis einer Anstrengung wird häuig als „Arbeit“ bezeich-
net, besonders bei schriftlichen oder bildnerischen Produkten.

Wortverbindungen mit „Arbeit“ werden einerseits als Synonym für „Arbeits-
leistung, Arbeitsergebnis“, andererseits aber auch als „Arbeitsplatz“, abstrakt als 
Möglichkeit zu arbeiten, konkret als Ort der Leistungserstellung, verwendet. 
Wirtschaftlich betrachtet ist mit „Arbeit“ eigentlich „Leistung“ gemeint, was 
auch in dem Begrif „Arbeitsleistung“ zum Ausdruck kommt. Durch die Leis-
tung des Arbeitenden entstehen Sachgüter oder Dienstleistungen, deren Verwer-
tung dem Auftraggeber (im herrschenden Wirtschaftssystem in der Regel dem 
Unternehmer) zukommt.

11 Ebenda. 
12 Siehe Karl Marx: Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie. Erster Bd. (Karl Marx/

Friedrich Engels: Werke, Bd. 23), Berlin 1974, S. 192.
13 Siehe Brockhaus (Hrsg.): Allgemeine Deutsche Real-Encyclopädie für die gebildeten Stände 

(Conversationslexikon), Leipzig 1827, S. 380 f.
14 Siehe Marx, Kapital, S. 52 f. Die für die Arbeitswerttheorie notwendige Unterscheidung 

verschiedener Formen von Arbeit („Doppelcharakter“) und daraus folgenden Werten ist für 
die hier behandelte Frage nicht relevant.

15 www.rechtswoerterbuch.de (Zugrif 16. 7. 2016).

ROLAND KARASSEK
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Geben und Nehmen

Verträge kommen durch Angebot und Annahme zustande. Fragt man Nicht-
Juristen, wer beim Arbeitsvertrag der Anbieter und wer der Annehmer ist, dann 
erhält man meistens die naheliegende, aber falsche Antwort: Der Arbeitgeber 
macht das Angebot und der Arbeitnehmer nimmt es an. Die Begrife „Geber“ 
und „Nehmer“ weisen deutlich auf die Antwort hin.

Jedoch gilt im Arbeitsrecht der Grundsatz, dass der Arbeitnehmer der Anbie-
ter von Arbeitskraft, Arbeitsleistung oder Arbeitsbereitschaft ist und der Arbeit-
geber dieses Angebot annimmt oder nicht. Damit werden heute Arbeitsver-
hältnisse begründet wie vor mehr als 200 Jahren, als sich das Gesinde an den 
Dienstherrn „vermietete“ oder „verpachtete“. Mieter oder Pächter der Dienst-
leistungen waren die Herren, Hausvorstände, Kauleute etc. Noch 1872 wurde 
erklärt: „Der Arbeitnehmer vermiethet dem Arbeitgeber seine Arbeitskraft“.16 

Der Widersinn der Begrife „Arbeitgeber“ und „Arbeitnehmer“ wird selten 
thematisiert, gelegentlich werden sie als euphemistisch kritisiert. Noch selte-
ner sind Versuche, diese Begrife zu begründen. Walter Dietz hat 1933 über das 
Wesen des Arbeitsverhältnisses geschrieben: „Nur solche Arbeit, soweit sie in 
privaten Diensten und grundsätzlich gegen Entgelt geleistet wird, ist Arbeit im 
Sinne des Arbeitsrechts. Personen, die diese Arbeit anzunehmen plegen, sind 
A r b e i t n e h m e r; Personen, die sie vergeben, also Arbeitnehmer beschäf-
tigen, sind A r b e i t g e b e r.“17 Diese Deinitionen sind nur möglich, wenn 
„Arbeit“ gleichgesetzt wird mit den sehr ungleichen Kompositas „Arbeitsleis-
tung“ einerseits und „Arbeitsplatz“ oder „Arbeitsmöglichkeit“ andererseits.

Mitte des 19. Jahrhunderts, als die Bezeichnungen „Arbeitgeber“ und „Arbeit-
nehmer“ bekannter wurden, kritisierte Julius Weiske 1849: „So sehr [die Arbeits-
frage] nun auch hier in jüngster Zeit in den Vordergrund getreten ist, so inden 
sich doch oft Anzeigen vor, daß man von der wahren Bedeutung der Arbeit noch 
nicht allseitig durchdrungen ist. Wir zählen dahin z. B. den beliebt gewordenen 
Titel: A r b e i t g e b e r, den sich namentlich die Fabrikherren im Gegen-
satz zu den Arbeitern beilegen, des noch anstößigeren Ausdrucks: Brotherren gar 
nicht zu gedenken. Ist Arbeit nützliche Gegenstände erzeugende hätigkeit, so 
ist doch augenscheinlich der Arbeiter und nicht der Fabrikherr der, welcher die 

16 Oesterreichische Zeitschrift für Berg- und Hüttenwesen, XX. Jg., 22. 1. 1872.
17 Walter Dietz: Das Arbeitsverhältnis in seinem Begrif und Wesen, Halle 1933, S. 5 f., Her-

vorhebungen im Orig.
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Arbeit giebt oder darbietet. [...] Der Arbeitgeber ist eigentlich der Arbeiter, denn 
er überläßt sie oder das Erzeugniß derselben dem Fabrikherrn.“18

Friedrich Engels schrieb 1883 im Vorwort zur 3. Aulage von Marx’ „Das 
Kapital“: „Es konnte mir nicht in den Sinn kommen, in das ‚Kapital‘ den land-
läuigen Jargon einzuführen, in welchem deutsche Ökonomen sich auszudrü-
cken plegen, jenes Kauderwelsch, worin z. B. derjenige, der sich für bare Zah-
lung von andern ihre Arbeit geben läßt, der Arbeitgeber heißt, und Arbeitnehmer 
derjenige, dessen Arbeit ihm für Lohn abgenommen wird.“19

Der Kulturhistoriker Wilhelm H. Riehl sah 1861 den Grund für das Elend 
der Arbeiter vor allem in ihrer sittlichen Verwahrlosung und forderte, „eine mora-
lische Mission bei den Arbeitern zu üben. [...] Und zu dieser sittlichen Reorgani-
sation der Arbeiter sollen vor Allen auch deren Brodherren mitwirken. Ich sage 
‚Brodherren‘, obgleich mir dieser Ausdruck allein gegenwärtig mindestens eine 
Katzenmusik eintragen könnte. Jüngferlich zümpferlich stellt man im Modeton 
nämlich den Herren Arbeitern die Herren ‚Arbeitgeber‘ zur Seite. Allein gerade 
solche, auch sprachlich saftlose Wörter verleiten den Arbeiter, den Sinn seines 
eigenen Arbeiternamens zu fälschen und zu vergessen, daß er die Ehren dieses 
Namens vor allen anderen Berufen nur darum gewonnen hat, weil er die sau-
erste, undankbarste Arbeit vollführt, gering an sich und doch so hochgewerthet 
für das Ganze.“20

Julius Fröbel kritisierte 1874 die „Umkehrung des wahren Verhältnisses von 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer im herrschenden Sprachgebrauche“ und kons-
tatierte: „Eine nachtheilige Wirkung auf den Gang des volkswirthschaftlichen 
Lebens übt neuerdings die in der Gegenstellung von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern enthaltene Unklarheit aus. In Wahrheit ist der, welchen man den 
Arbeitgeber zu nennen plegt, der Arbeitnehmer, da er es ist, welchem die Arbeit 
geleistet wird, während der sogenannte Arbeitnehmer diese leistet, also in Wahr-
heit der Arbeitgeber ist. Diese Umkehrung des Gebens und Nehmens bringt [...] 
eine falsche und verwirrende Vorstellung von dem zwischen den beiden Parteien 
eines jeden Geschäftsbetriebes bestehenden Verhältnisse hervor.“21

18 Julius Weiske: Das deutsche Recht der Schutz der Arbeit, Leipzig 1849, S. 1 f, Hervorhe-
bung im Orig.

19 Marx, Kapital, S. 34. Hervorhebungen im Orig.
20 Wilhelm H. Riehl: Die deutsche Arbeit, Stuttgart 1861, S. 274 f.
21 Julius Fröbel: Die Wirthschaft des Menschengeschlechtes ..., Zweiter heil, Leipzig 1874, 

S. 221.
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Für den Nestor der katholischen Soziallehre Oswald von Nell-Breuning ist 
„Arbeitnehmer [...] eine nicht gerade glückliche, genau genommen falsche, ja ent-
würdigende Bezeichnungsweise. Wer im Arbeitsverhältnis steht, ‚nimmt‘ nicht 
die Arbeit anderer zu seiner Bedienung in Anspruch, sondern leistet Arbeit, gibt 
Arbeitsleistung her. Die Bezeichnung ‚Arbeitnehmer‘ scheint das gerade Gegen-
teil davon auszusagen. Wir wissen, wie sie gemeint und richtig zu verstehen ist; 
sie ist eine Abkürzung [...] für Nehmer von Arbeitsgelegenheit, wie als ‚Arbeit-
geber‘ derjenige bezeichnet wird, der Arbeitsgelegenheit gibt oder bietet. Statt 
Arbeitsgelegenheitsgeber und Arbeitsgelegenheitsnehmer sagen wir, weil das zu 
schleppend wäre, abkürzend Arbeitgeber und Arbeitnehmer.“22 

Den „Manipulationscharakter“ des Wortpaares Arbeitgeber – Arbeitnehmer 
kritisierte Veronika Schmidt 1975 in der Annahme, dass diese Termini Mitte des 
19. Jahrhunderts erstmalig aufgetaucht seien,23 also in der Zeit der Entwicklung 
des mitteleuropäischen Industriekapitalismus und der Entstehung der Arbeiter-
klasse im deutschsprachigen Raum. „Der Kapitalismus hat stets versucht, seine 
eigene Lage zu verschleiern und die Arbeiterklasse, ihre Ideologie und ihre ein-
zelnen Vertreter zu verleugnen. Er setzte dafür bewußt sprachliche Mittel ein. 
[...] Abgesehen davon, daß der Terminus Arbeitnehmer die Klassenstruktur der 
staatsmonopolistischen Gesellschaft der BRD an sich schon verwischt, wird 
die Verschleierung der wirklichen Verhältnisse mit dieser Interpretation auf die 
Spitze getrieben.“24

Da es keine Deinition von „Arbeit“ gab oder gibt, aus der die heutige Ver-
wendung der Begrife „Arbeitgeber“ und „Arbeitnehmer“ hinreichend schlüs-
sig zu begründen wäre, sondern nur Ersatzwörter oder Wortverbindungen mit 
„Arbeit“, stellt sich die Frage: Wie kommt es, dass die ofensichtlich falschen, 
weil unsinnigen, Bezeichnungen „Arbeitgeber“ und „Arbeitnehmer“ lächende-
ckend, weitgehend kritiklos und mit großer Selbstverständlichkeit verwendet 
werden? Wann und wie sind diese Termini entstanden? Gibt es eine „Entwick-
lung vom klassenideologisch proilierten Begrif ‚Arbeiter‘ zum ‚Arbeitnehmer‘, 
dessen Verwendung als der Versuch einer gewissen ‚Entschärfung‘ der Klassen-
spannungen angesehen werden kann“?25

22 Oswald von Nell-Breuning: Arbeitnehmer – Mitarbeiter – Unternehmer, in: Wolfgang Fri-
cke/Arnulf Geißler (Hrsg.): Demokratisierung der Wirtschaft, Hamburg 1973, S. 182.

23 Siehe Veronika Schmidt: Der Einluß der Arbeiterklasse auf den deutschen Wortschatz, 
Diss., Berlin 1975, S. 357.

24 Ebenda, S. 19, 358.
25 Rothenburg, Arbeiter, S. 16.
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Dienstverhältnisse am Ende des 18. Jahrhunderts

Seit dem Mittelalter entstand im deutschsprachigen Raum für Beschäftigungs-
verhältnisse eine Vielzahl von einzelnen Vertragsformen. Ein einheitliches, über-
greifendes Dienst- oder Arbeitsrecht gab es nicht. Die Rechte (meistens der Her-
ren) und Plichten (meistens der Diener, Vasallen, Leibeigenen etc.) wurden nach 
regionalem Gewohnheitsrecht und alten römischen und deutschen Rechtsnor-
men bestimmt.

Mit Beginn des 13. Jahrhunderts entwickelte sich ein Gesindestand auf dem 
Lande und in den Städten. Der ländliche Gesindestand wurde aus drei Gruppen 
gebildet: 1. Sklaven oder Leibeigenen, 2. freien Leuten, die sich längerfristig ver-
mieteten, 3. zum Zwangsdienst verplichteten Kindern der hörigen Bauern. Das 
städtische Gesinde ging vor allem aus lüchtigen Landbewohnern hervor, die sich 
als Gehilfen von Handwerkern, Kauleuten, in Manufakturen oder in Haushal-
ten verdingten.26 

In den Städten wurde zunächst nicht zwischen gewerblichem und hauswirt-
schaftlichem Gesinde unterschieden. Erst mit zunehmender Arbeitsteilung im 
19. Jahrhundert wurden aus dem gewerblichen Gesinde z. B. die Arbeiter und 
Handlungsgehilfen.27 Der Begrif „Gesinde“ wurde nur noch auf das hauswirt-
schaftliche Gesinde bezogen. 

Bis zum Ende des 18. Jahrhunderts bestand das Gesinderecht weitgehend aus 
ortsgebundenen Rechtsnormen. Jede größere Stadt, jede regionale politische Ein-
heit hatte ihre eigenen Gesetze und Verordnungen für die verschiedenen Gesin-
degruppen. In österreichischen Landen blieb es bis Mitte des 19. Jahrhunderts 
vielfach bei regionalen, aber gruppenübergreifenden Gesindeordnungen.28

In Preußen wurde von der Zentralregierung versucht, mit dem Allgemeinen 
Landrecht (ALR) von 1794 unter anderem die vielen regionalen und gruppenspe-
ziischen Gesindeordnungen zu vereinheitlichen.29 Weiterhin wurde das Gesinde 

26 Siehe Franz Demmer: Das Gesinderecht im Allgemeinen Landrecht für die Preußischen 
Staaten von 1794 und in der Gesindeordnung für sämtliche Provinzen der Preußischen 
Monarchie von 1810, Diss., Köln 1968, S. 4 f.

27 Handwerksgesellen zählten nicht zum Gesinde. Zwischen ihnen und den Meistern ent-
wickelte sich im Einklang mit der Zunftsatzung als besonderer Typus der gewerbliche 
Arbeitsvertrag.

28 Siehe Hugo Morgenstern: Österreichisches Gesinderecht: Handbuch und systematische 
Darstellung des gesamten, in Österreich geltenden Gesinderechtes ..., Wien 1912, S. 2.

29 Siehe Demmer, Gesinderecht, S. 6.
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jedoch unterschieden nach den Kategorien: freies Gesinde – Zwangsgesinde, 
städtisches – ländliches Gesinde, gewerbliches – häusliches Gesinde, und beim 
häuslichen Gesinde gab es noch die Diferenzierung zwischen dem „gemei-
nen Gesinde“ und den „Hausoicianten“ (Hauslehrer, Hauswirtschafter/in, 
Hauskaplan).30 Zum gemeinen ländlich-häuslichen Gesinde gehörten Mägde 
und Knechte, zum ländlich-gewerblichen Gesinde zählten die auf den Gütern 
und Höfen beschäftigten Schmiede, Stellmacher und andere Handwerker. Tage-
löhner gehörten auf dem Lande wie in den Städten nicht zum Gesinde. Das 
gemeine städtisch-häusliche Gesinde bestand aus Dienern, Dienstmädchen, 
Köchen/innen, zum städtisch-gewerblichen Gesinde gehörten Handlungsgehil-
fen und Arbeiter.

Die Vielfältigkeit des Gesindewesens führte zu einer entsprechenden Vielfäl-
tigkeit der Vertragsverhältnisse, in denen grundsätzlich dem Vermieter oder Ver-
pächter von Diensten oder Arbeit (heute „Arbeitnehmer“) der Mieter, Mietmann 
oder Pächter von Diensten oder Arbeit (heute „Arbeitgeber“) gegenüberstand.31 
Aber die Abgrenzung, welche Tätigkeiten gesindetypisch waren und wer zum 
Gesinde zählte, war nicht immer unumstritten und hatte besondere Bedeutung 
bei Rechtsstreitigkeiten zwischen Auftraggebern (Herrschaft, Haushaltsvorstand 
etc.) und Auftragnehmern (Dienern, Gesinde etc.).

Dienstnehmer und Dienstgeber

Lange bevor der Begrif „Dienstnehmer“ in Texten verwendet wurde, konnte 
man die Tätigkeitsbeschreibung „Dienst nehmen“ inden. Diese Wendung 
wurde doppelsinnig gebraucht: 1. Die Herrschaft konnte „eine Magd miethen 
oder in Dienst nehmen“,32 ein Brauer nahm den Brau-Knecht in den Dienst.33 
2. Der Diener oder das Gesinde seinerseits konnten „Dienst nehmen“ im Sinne 
von „sich vermieten“. Für niedere private Dienstverhältnisse war die Bezeich-
nung „Dienst nehmen“ durch das Gesinde eher selten. Regelmäßig wurde diese 
Wendung jedoch im Zusammenhang mit der Verdingung von Soldaten, bei der 

30 Siehe ebenda S. 11.
31 Siehe Günther Bernert: Arbeitsverhältnisse im 19. Jahrhundert, Marburg 1972, S. 30.
32 Ludovici, Universal-Lexicon, 41. Bd., Leipzig/Halle 1744, S. 436.
33 Siehe Das Lüneburgische Stadt-Recht so in sich begreift der Stadt Lüneburg reformirte 

Statuta ..., Lüneburg 1722, S. 174 f.
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Geistlichkeit und im höheren Staatsdienst verwendet, auch bei der freiwilligen 
und unentgeltlichen Verplichtung zum Dienst am Hofe. Üblich waren die Wen-
dungen „man nimmt einen Dienst“ oder „man wird in einen Dienst genommen“. 
Der älteste vom Autor gefundene Beleg ist aus dem Jahr 1665.34 

Die älteste Fundstelle für den Begrif „Dienstnehmer“ bezieht sich auf Solda-
ten und stammt aus dem Jahr 1777.35 Danach dauerte es, bis der „Dienstnehmer“ 
etabliert war. In der „Wiener Zeitung“ z. B. wurden die Dienstboten erst ab 1831 
als „Dienstnehmer“ bezeichnet.36 Das „Allgemeine Fremdwörter-Handbuch für 
Teutsche“ von 1838, das keine Stichwörter „Dienstnehmer“ oder „Dienstgeber“ 
enthält, erwähnt in einem Text aber den „Kriegs-Dienstnehmer“.37

Das Pendant zum „Dienst nehmen“, die Wendung „Dienst geben“, ist jünger 
und wurde in einem Text aus dem Jahr 1737 gefunden: „Eltern, so ihre Kinder 
nicht ernähren können, sollen solche bey andern in Dienst geben.“38 Um „dienst-
taugliche Kinder“, die in Dienst gegeben werden sollten, ging es auch um 1780 in 
der österreichischen „Ordnung für das Landgesind“39 und in einer Verwaltungs-
schrift 1776 für Böhmen.40 „Dienst geben“ wurde aber auch im Sinne von eine 

34 Siehe Politische Conferentz zwölf unterschidlicher stands-persohnen ..., Anonym, 1708; 
Georg Paul Hönn: Betrugs-Lexicon ..., Coburg 1729, S. 390; Michael Ranft: Der Genea-
logisch-historische ARCHIVARIUS, auf das Jahr 1732 ..., Leipzig 1732, S. 254; Pieter Val-
ckenier: Das verwirrte Europa oder Politische und historische Beschreibung der in Europa, 
fürnehmlich in dem Vereinigten Niederlande ..., Amsterdam 1677, S. 160; Petrus Pappus: 
Corpus juris militaris worinnen das Holländische Krieges-Recht ... erkläret durch Petrum 
Pappum von Tratzberg ..., Frankfurt am Main 1665, S. 72.

35 Siehe Wilhelm Gottlieb Korn (Hrsg.): Neue Kriegsbibliothek oder gesammlete Byträge zur 
Kriegswissenschaft, Fünftes Stück, Breslau 1777, S. 318.

36 Siehe Wiener Zeitung, 1831.
37 Siehe Johann Friedrich Heigelin: Allgemeines Fremdwörter-Handbuch für Teutsche, oder 

Erklärung aller fremdartigen Ausdrücke der teutschen Conversations-Sprache, Tübingen 
1838, S. 155, Stichwort „Capitulant“.

38 Corporis Constitutionum Marchicarum Continuatio Prima, Oder Königl. Preußis. und 
Churfürstl. Brandenburgische ... publicierte und ergangene Ordnungen, EDICTA, MAN-
DATA, RESCRIPTA von 1737 biß 1740, Berlin/Halle o. J., Stichwort „Eltern“.

39 Siehe Handbuch aller unter der Regierung des Kaisers Joseph des II. für die k. k. Erbländer 
ergangenen Verordnungen und Gesetze in einer sistematischen Verbindung. Enthält die 
Verordnungen und Gesetze vom Jahre 1780 [bis 1789], Wien 1785–1790, Bd. 6: Ordnung 
für das Landgesind, 1784, § 46.

40 Siehe Johann von Mayern: Einleitung zur kreisämtlichen Wissenschaft im Königreiche 
Boeheim ..., Prag 1776, S. 190.

ROLAND KARASSEK



116

Stelle oder eine Beschäftigung geben verwendet.41 Der Begrif „Dienst geben“ 
war also ebenfalls zweideutig: zum einen für das Vermitteln oder Erzwingen von 
Diensten als „in Dienst geben“, zum anderen für die Bereitstellung oder Gewäh-
rung einer Dienststelle oder eines Amtes als „Dienst geben“.

Aus letzterer Bedeutung entwickelte sich der Begrif „Dienstgeber“, dessen 
ältestes Vorkommen in der Bedeutung von „Gesindhalter von Dienstbothen“ 
in einer 1776 in der „Wiener Zeitung“ veröfentlichten österreichischen Verord-
nung gefunden wurde.42 In der „Wiener Zeitung“ wurde der Begrif „Dienstge-
ber“ dann erst wieder im Jahr 1791 erwähnt. 1800 wurde der „Dienstgeber“ im 
Zusammenhang mit „Knecht“ in der österreichischen „Vorstadtlehenkutscher- 
oder Fiaker-Ordnung (Für Wien) vom 22. July 1800“ genannt.

Die Verwendung der neuen Bezeichnungen „Dienstgeber“ und „Dienstneh-
mer“ wurde im Wesentlichen durch zwei Entwicklungen gefördert und bestimmt: 
1. Je mehr sich das Dienstrecht vereinfachte und unterschiedliche Beschäfti-
gungsverhältnisse mit diesem Dienstrecht geregelt werden sollten, umso zweck-
mäßiger waren einheitliche, übergreifende Begrife. Das Gesinde, die Gehilfen 
(nicht Gesellen) der Handwerksmeister und auch die Arbeiter in den Manu-
fakturen wurden zu „Dienstnehmern“. 2. Die Ideen der französischen Revolu-
tion sowie die Notwendigkeit gesellschaftlicher Reformen wirkten Anfang des 
19. Jahrhunderts auch auf das Gesinderecht. Das Gesinde erhielt mehr Rechte. 
Der Dienstzwang des ländlichen Gesindes, das Untertänigkeitsverhältnis der 
unfreien Bauern und das Recht der Herrschaft, das Gesinde zu züchtigen, wur-
den abgeschaft. Das sich wandelnde gesellschaftliche Bewusstsein machte auch 
Begrife obsolet, die ein starkes Über-Unter-Ordnungsverhältnis ausdrückten. 
Sie wurden, zwar langsam, durch die scheinbar wertfreien Begrife „Dienstgeber“ 
und „Dienstnehmer“ ersetzt.

Die Bezeichnung „Dienstnehmer“ wurde in Österreich anfangs überwiegend 
für die höheren Diener in staatlichen und kirchlichen Ämtern verwendet. Dass 
sie später juristisch auf die Bediensteten privater Haushalte übertragen wurde, 
war dann nur ein kleiner Schritt, obwohl das Rechtsverhältnis im privatrecht-
lichen Dienstvertrag ein anderes war, als das der zu Staatsdienern ernannten 

41 Siehe Acad. Scientiar. Maximilianea (Hrsg.): Monumenta Boica, Bd. 7, München 1766, 
S. 163; Johann Michael Seufert: Von dem Verhältnisse des Staats und der Diener des Staats 
gegeneinander ..., Würzburg 1793, S. 61; Gottlieb Wilhelm Rabener: Satiren, Dritter heil, 
Carlsruhe 1777, S. 43.

42 Siehe Verordnung von Maria heresia, veröfentlicht in der „Wiener Zeitung“, 17. 4. 1776.

„ARBEITNEHMER“ UND „ARBEITGEBER“



117

Beamten zu ihrem Dienstherrn. Entsprechend den arbeitsrechtlichen Verhältnis-
sen begannen sich die Begrife „Dienstnehmer“ und „Dienstgeber“ in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts auszubreiten.

In den deutschen Erblanden Österreichs wurde mit dem Allgemeinen Bür-
gerlichen Gesetzbuch (ABG) von 1786 eine Vereinheitlichung des geltenden 
Rechts angestrebt. Es enthielt aber keine Regelungen zu Dienstverhältnissen.43 
Stattdessen gab es in Österreich weiterhin eine Vielzahl von lokalen und regio-
nalen Gesindeordnungen. In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts wurden in 
Österreich im Zusammenhang mit Dienstverhältnissen einerseits die Begrife 
„Gesinde“, „Dienstbothen“, „Dienstgesind“ und andererseits „Herr“, „Herr-
schaft“, „Hausvater“, „Dienstherr“, „Diensthälter“ oder „Gesindhälter“ verwen-
det. „Dienstherr“ und „Herr“ kamen allerdings selten, „Diensthälter“ sehr häuig 
vor. In der „Ordnung für das Landgesind“ von 1784 wurde erstmalig der Begrif 
„Dienstvertrag“ eingesetzt.44

Das gründlich revidierte österreichische Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch 
von 1811 enthielt dann Regelungen zum Dienstverhältnis: „Wenn jemand sich 
auf eine gewisse Zeit zur Dienstleistung für einen anderen verplichtet, so ent-
steht ein Dienstvertrag.“45 In der Folge wurden die Bezeichnungen „Dienstneh-
mer“, „Dienstgeber“, „Dienstverhältnis“, „Dienstleistung“ angewandt, und nicht 
mehr „Dienstbote“, „Dienstherr“ etc. Die angestrebte Gültigkeit der Gesetze und 
Verordnungen für alle Dienstverhältnisse (ländlich, städtisch, häuslich, gewerb-
lich) machte übergeordnete Begrife für die Vertragsparteien notwendig.46

In Preußen enthielt das Allgemeine Landrecht (ALR) von 1794 zwar schon 
einige überregionale Normen zum Gesinderecht, kannte aber „Dienstgeber“, 
„Dienstnehmer“ und „Dienstvertrag“ noch nicht. Dem Gesinde gegenüber stan-
den die Herrschaft, der Meister, der Gutsherr, der Kaufmann, der Fabrikherr. 
Unter dem Kapitel „Nutzungsrechte der Pächter“ werden Gesinde, Dienstleute 
und Dienstboten als diejenigen genannt, die sich verpachten.47

43 Siehe Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch (ABG) Österreich, gültig für die deutschen 
Erblanden, Wien 1786.

44 Siehe Handbuch aller unter der Regierung des Kaisers Joseph des II., Bd. 6.
45 Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch für die gesammten deutschen Erbländer der oester-

reichischen Monarchie, Wien 1811, § 1151.
46 Siehe ebenda.
47 Siehe Allgemeines Landrecht für die preussischen Staaten (ALR), Erster heil, Berlin 1794, 

21. Titel, §§ 444, 517.
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Die preußische Gesindeordnung von 1810 versuchte, das Gesinderecht weiter 
zu vereinheitlichen und zu modernisieren. Die Vorschriften der Gesindeordnung 
galten nun für das gesamte Gesinde und waren, anders als das Allgemeine Land-
recht, für alle preußischen Länder verbindlich. Sie betrafen einen Großteil der 
arbeitenden Bevölkerung und waren Ausdruck des gewandelten Zeitgeistes. Das 
Gesinde „vermiethet“ sich und erhält dafür „Miethgeld“, hieß es nun. Begrife 
wie „Herr“, „Hausherr“ oder „Gutsherr“ wurden nicht mehr verwendet, ein Jahr 
darauf taucht der „Dienstherr“ erstmals in einem Steuergesetz auf.48 Während 
im Gesinderecht des Allgemeinen Landrechts ausschließlich die Begrife „Con-
tract“ und „Vertrag“ stehen, kommt in der Gesindeordnung schon der „Dienst-
vertrag“ vor. Die Gesindeordnung von 1810 schrieb in Preußen letztmalig ein 
Sonderrecht für das Gesinde fest.49

In den deutschen Teilstaaten setzten sich die modernen Begrife nur langsam 
durch. In Bayern wurden 1822 noch die Bezeichnungen „Dienstbothen“ und 
„Dienstherren“ in amtlichen Texten verwendet. Der „Dienstnehmer“ erscheint 
unter dem Stichwort „Capitulant“ als „Kriegsdienstnehmer“ in einem in Tübin-
gen erschienenen Wörterbuch von 1838.50 Bis in die 1860er-Jahre wurden in 
Österreich und dem übrigen deutschsprachigen Raum als Dienstnehmer vorwie-
gend Staatsdiener (Beamte) bezeichnet, bei privatrechtlichen Dienstverhältnissen 
war stattdessen in der Regel von „Dienstleuten“ oder „Dienstboten“ die Rede. 
Sehr viel öfter wurde hingegen der Begrif „Dienstgeber“ verwendet. Das Wort-
paar „Dienstgeber“ und „Dienstnehmer“ wurde im Verlauf des 19. Jahrhunderts 
nicht konsequent eingesetzt. So inden sich in Lexika dissonante Begrifskom-
binationen wie: „Verdingen: das Uebereinkommen zwischen Dienstgeber und 
Arbeiter über den Abschluss eines Dienstvertrages“51 oder unter „Dienstbothen-
ordnung“: Dienstgeber und Dienstboten stehen in einem Verhältnis.52 Die Stich-
worte „Dienstgeber“ und „Dienstnehmer“ sind häuig gar nicht aufgeführt oder 
nur das eine oder das andere.

48 Siehe Demmer, Gesinderecht, S. 113.
49 Siehe ebenda, S. 114.
50 Siehe Heigelin, Fremdwörter-Handbuch, Stichwort „Capitulant“.
51 Karl von Scheuchenstuel: Idioticon der österreichischen Berg- und Hütten-Sprache: zum 

besseren Verständnisse der Österr. Berg-Gesetzes und dessen Motive für Nicht-Montanis-
ten, Wien 1856, Stichwort „Verdingen“.

52 Siehe Oesterreichische national encyklopädie. oder alphabetische ..., Erster Bd., Wien 1835, 
S. 709.
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Welcher der beiden Begrife zuerst auftrat, ist nicht bekannt. In der gesich-
teten Literatur erscheinen sie fast zeitgleich (1776, 1777). Die Wendungen, aus 
denen diese Begrife hervorgingen, wurden – wie oben ausgeführt – in zeitlich 
weit auseinanderliegenden Veröfentlichungen gefunden: „Dienst nehmen“ 1665 
und „Dienst geben“ 1737. Nicht auszuschließen ist, dass diese Umschreibun-
gen für den Beginn eines Dienstverhältnisses schon früher verwendet wurden. 
Nach umfangreicher Durchsicht älterer Literatur ist jedoch zu vermuten, dass 
die Begrife „Dienstgeber“ und „Dienstnehmer“ erst in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts entstanden sind. 

Arbeitsverhältnisse im 19. Jahrhundert

Die Jahrzehnte nach Napoleon brachten die deutschsprachigen Länder in eine 
widersprüchliche Situation: Einerseits erfolgte eine machtpolitische Restauration 
gegen demokratisch-emanzipatorische Bewegungen, andererseits wurden viele 
privatrechtliche und wirtschaftspolitische Reformen zur Entwicklung von Wirt-
schaft und Infrastruktur initiiert. Die fortschreitende Industrialisierung und die 
Konkurrenz zu England und Frankreich erforderten einen staatlich geförderten 
Strukturwandel. Infolge des Wandels in den Produktionsverhältnissen entstan-
den nicht nur neue Berufe, sondern auch neue Beschäftigungsverhältnisse.

Für das Gesinde brachten neue Gesetze eine formale Freiheit. Die Hörigkeit 
wurde in Böhmen 1781, in Preußen 1810 und in den meisten anderen deutschen 
Staaten ebenfalls Anfang des 19. Jahrhunderts abgeschaft. Der selbstbestimmte 
Wechsel in neue Beschäftigungsverhältnisse an anderen Orten wurde trotz man-
cher Schwierigkeiten und Hindernisse möglich. Der Anteil des Gesindes an der 
arbeitenden Bevölkerung reduzierte sich. Besonders das gewerbliche und das 
landwirtschaftliche Gesinde nahm ab und ging in der gewerblichen oder land-
wirtschaftlichen Arbeiterschaft auf. Ein sehr großer Teil der gewerblichen Güter-
produktion erfolgte um 1800 und danach im Verlagswesen. Der Verleger stellte 
den Produzenten die Rohstofe und gelegentlich auch Werkzeuge, er bestimmte, 
was hergestellt wurde, und legte die Qualitätsanforderungen fest. Er war der 
einzige Abnehmer und vertrieb die Produkte auf den überregionalen Märkten. 
Das Verlagswesen war in vielen Produktionsbereichen verbreitet und häuig die 
herrschende Organisationsform der Beschafung, Produktion und des Vertriebs. 
Es umfasste sowohl Heimarbeit wie auch Hausindustrie und fabrikähnliche 
Organisationsformen, in denen der Fabrikbesitzer gegenüber „selbstständigen 
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Meistern“, die ihrerseits Handwerksgesellen beschäftigten, als Verleger auftrat. 
Die Fabrikmeister und ihre Gewerbegehilfen, später „Arbeiter“ genannt, unter-
lagen nicht dem Handwerksrecht. Nicht nur in der häuig erwähnten Textilpro-
duktion (Weberei), sondern auch im Bergbau, Maschinenbau und anderen Pro-
duktionsbereichen gab es verlagsmäßige Elemente.

Trotz der großen Abhängigkeit des Heimarbeiters vom Verleger war dieses 
Erwerbssystem für Landarbeiter, Handwerksgesellen und Hausgesinde anzie-
hend. 1800 und 1835 waren 43 Prozent aller Gewerbetreibenden Heimarbeiter, 
1850 noch 38 Prozent. Ab Mitte des 19. Jahrhunderts ging durch Verlagerung der 
Produktion in die Fabriken der relative Anteil der Heimarbeiter stark zurück.53 
Durch Arbeitsteilung und Spezialisierung und durch die zunehmende Konzen-
tration der Arbeitsorte wurde immer mehr Arbeitsvolumen aus der Heimarbeit 
in die Fabriken verlagert. Spätestens die fortgeschrittene Mechanisierung und 
beginnende Standardisierung Mitte des 19. Jahrhunderts machten das dezent-
rale System der verlagsmäßig organisierten Fabrikarbeit obsolet. Aus halb selbst-
ständigen „Meistern“ wurden jetzt qualiizierte Lohnarbeiter, gelegentlich mit 
Werkmeisterfunktion.54

Die preußische Gewerbeordnung von 1845 legte das arbeitsrechtliche Verhält-
nis zwischen Gewerbetreibenden und Gesellen bzw. Arbeitern fest. Es gab nun 
keinen formalrechtlichen Unterschied mehr zwischen Handwerk und Fabrikar-
beit.55 „Die Festsetzung der Verhältnisse zwischen den selbständigen Gewerbe-
treibenden und ihren Gesellen, Gehülfen und Lehrlingen ist Gegenstand freier 
Übereinkunft“56, beschrieb Oskar Simon die Situation. Die Vertragspartner 
waren formal zwar gleichberechtigt, aber in der Praxis galt das nur für hochqua-
liizierte oder besonders begehrte Arbeitskräfte. Bis um 1900 „war das vertrag-
liche Aushandeln der Arbeitsbedingungen aufgrund der wirtschaftlichen und 
organisatorischen Überlegenheit der Unternehmer nahezu unmöglich“.57

53 Siehe Jürgen Kocka: Arbeitsverhältnisse und Arbeiterexistenzen. Grundlagen der Klassen-
bildung im 19. Jahrhundert, Bonn 1990, S. 231.

54 Siehe ebenda, S. 445.
55 Siehe Martin Becker: Arbeitsvertrag und Arbeitsverhältnis in Deutschland. Vom Beginn 

der Industrialisierung bis zum Ende des Kaiserreichs, Frankfurt am Main 1995, S. 48.
56 Oskar Simon: Die Fachbildung des preußischen Gewerbe- und Handelsstandes im 18. 

und 19. Jahrhundert nach den Bestimmungen des Gewerberechts und der Verfassung des 
gewerblichen Unterrichtswesens, Bd. 1, Berlin 1902, S. 190 f.

57 Siehe Becker, Arbeitsvertrag, S. 65.
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Im Laufe der Zeit entwickelte sich „Arbeiter“ zum Sammelbegrif für alle im 
Gewerbe, in der Landwirtschaft und im Handel überwiegend körperlich Täti-
gen. Die Bezeichnung „Angestellte“ kam erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts auf und wurde auf sehr verschiedene Berufsgruppen angewendet. „Die 
Bezeichnungen schwankten lange. Konnten einerseits Beamte ihrer ‚Anstellung‘ 
wegen noch in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts unter ‚Angestellten‘ all-
gemein begrifen werden, wurden andererseits leitende und verwaltende Kräfte 
in Handel und Industrie bis über 1900 hinaus als ‚Privatbeamte‘ bezeichnet. 
Damit wurden ‚staatsbeamtenähnliche Züge‘ hervorgehoben: Gehalt statt Lohn, 
relativ gesicherte Stellung, ‚büromäßiger‘ Charakter ihrer Tätigkeit, z. T. auch 
übertragene Weisungsbefugnis.“58 Im Angestelltenversicherungsgesetz von 1911 
wurden die nach Stellung und Berufsausbildung sehr verschiedenen Gruppen 
unter der übergreifenden Bezeichnung „Angestellter“ zusammengefasst. „Für 
die unteren Einkommensklassen bedeutete das die Anerkennung ihres Presti-
gebedürfnisses in Absetzung von den Arbeitern, unabhängig von der Höhe des 
Gehalts im Vergleich zum oft höheren Arbeiterlohn. Für die Handlungsgehil-
fen aber war die einebnende Wirkung des Angestelltenbegrifs ein berufsstän-
discher Verlust. Die Bezeichnung ‚kaufmännischer Angestellter‘ wurde weithin 
nur widerstrebend statt des ‚Handlungsgehilfen‘ verwendet. Denn man sah sich, 
nur z. T. noch begründet, gern als ‚jungen Kaufmann‘ und nicht als hofnungs-
losen Arbeitnehmer.“59

Arbeitnehmer und Arbeitgeber

Bereits um 1575 wurde in Österreich in einer Urkunde über Hammerwerke dem 
„Radmeister“ der „Arbeiter“ gegenübergestellt.60 Trotzdem war der Begrif „Arbei-
ter“ sowohl als Tätigkeits- wie auch als Statusbezeichnung im deutschsprachigen 
Raum bis Anfang des 19. Jahrhunderts unüblich. Zunächst war „Arbeiter“ und 
häuiger noch „Fabrikarbeiter“ eine Funktionsbezeichnung wie „Gehilfe“, wurde 
dann mit wachsendem politischem Bewusstsein auch zur Statusbezeichnung: der 

58 Werner Conze: Sozialgeschichte 1850–1918, in: Hermann Aubin/Wolfgang Zorn (Hrsg.): 
Handbuch der Deutschen Wirtschafts- und Sozialgeschichte, Bd. 2, Stuttgart 1976, 
S. 627.

59 Ebenda.
60 Siehe Ferdinand Tremel: Der Frühkapitalismus in Innerösterreich, Graz 1954, S. 57.
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Arbeiter als Angehöriger der arbeitenden Klasse. Gegen Ende des 19. Jahrhun-
derts war der Begrif außerhalb der Arbeiterbewegung und ihr nahestehender 
Publikationen zunehmend negativ und abwertend besetzt, besonders infolge des 
Abgrenzungsbedürfnisses der Angestellten der unteren Einkommensklassen.

Auf die geänderten Arbeitsverhältnisse wurde mit geänderten Rechtsnormen 
reagiert. Es dauerte allerdings lange, bis für die Vertragsparteien statt „Dienst-
geber“ der Begrif „Arbeitgeber“ und statt „Dienstnehmer“ oder „Arbeiter“ der 
Begrif „Arbeitnehmer“ üblich wurden. Bis Mitte des 19. Jahrhunderts wurde 
„Arbeitgeber“ zur Sammelbezeichnung für Personen, die andere für sich arbei-
ten ließen. Dazu gehörten die Fabrikherren und Meister aus dem gewerblichen 
Bereich, die Dienstherren oder Dienstgeber des Gesindes, die Arbeitsherren der 
Handlungsgehilfen und auch die Verleger der Heimarbeit und Hausindustrie.

Die frühesten Verwendungen des Begrifs „Arbeitgeber“ wurden in öster-
reichischen Texten aus den Jahren 1801 und 1805 gefunden. Die erste Fund-
stelle stammt aus Mähren und enthält einen Vorschlag, wie man Angebot und 
Nachfrage an Arbeitskräften zusammenbringen könnte.61 Der zweite Text war 
eine „Circulare von der k. k. Landesregierung im Erzherzogthum Oesterreich 
unter der Enns in Klassensteuersachen“. Hierin wurden „Dienstgeber, Meister 
oder Fabrikanten“ auch als „Dienst- oder Arbeitsgeber“ (mit „s“!) bezeichnet.62 
Ab 1808 erschien der Begrif „Arbeitsgeber“ regelmäßig in amtlichen Veröfent-
lichungen der österreichischen Regierung („Wiener Zeitung“, „Österreichischer 
Beobachter“). In den 1810er- und 1820er-Jahren war er in den österreichischen 
Ländern schon häuig zu inden, oft zusammen mit Meister und Dienstgeber.63 
Die Bezeichnung „Arbeitnehmer“ wurde noch nicht verwendet, obwohl der 
böhmische Graf Georg von Buquoy 1815 in seiner „heorie der Nationalwirth-
schaft“ nicht nur vom Arbeitgeber sondern auch vom Arbeitnehmer, jeweils ohne 
„s“, schrieb.64

61 Patriotisches Tageblatt oder öfentliches Correspondenz- und Anzeige-Blatt ..., Dritter 
Band, Julius bis Dezember 1801, Brünn, S. 1185.

62 Siehe Anhang zur Wiener Zeitung, 16. 2. 1805.
63 Siehe Wiener Zeitung, Amtsblatt, 3. 6. 1914; Christian Karl André: Neuer National-Kalen-

der für die gesammte österreische Monarchie ..., Prag 1817, S. 101; Provinzialgesetzsamm-
lung des Königreichs Böhmen für das Jahr 1824, Prag 1825, S. 421, 435; Seiner k. k. Majes-
tät Franz des Ersten politische Gesetze und Verordnungen ..., 55. Bd., Wien 1829, S. 232.

64 Siehe Georg Graf von Buquoy: Die heorie der Nationalwirthschaft nach einem neuen 
Plane und nach mehrern eigenen Ansichten dargestellt ..., Leipzig 1815, S. 255.
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In deutschen Staaten wie Bayern, Preußen und Sachsen dauerte die Ein-
führung der neuen Begrife etwas länger, auch wenn es bereits im „Königlich 
bayrischen Salzach Kreisblatt“ vom 5. Juni 1811 in Bezug auf einen verfrühten 
Feierabend am Tag vor Sonn- und Feiertagen hieß, dass „nicht nur die dawi-
der handelnden Arbeitsleute, sondern auch deren Arbeitgeber und Meister mit 
den angemessenen Strafen belegt werden“ sollen.65 Das bayerische Gesetz für das 
Gewerbswesen von 1825 verwendet den Begrif „Arbeitgeber“ noch nicht, son-
dern nennt „Gewerbsmänner“ und „Gewerbsinhaber“.66 Auch in den 1862 zuge-
fügten „Instruktionen“ tauchen die Bezeichnungen „Arbeitgeber“ und „Arbeit-
nehmer“ nicht auf. 

In der Allgemeinen Gewerbeordnung für das Königreich Preußen von 1845 
werden die Begrife „Unternehmer“, „Gewerbetreibender“ und „Arbeitsherr“ 
einerseits sowie „Gehülfe“, „Geselle“ und „Fabrikarbeiter“ andererseits verwen-
det.67 In Ergänzung der Gewerbeordnung wurde 1849 die „Verordnung über die 
Gewerberäthe und die Gewerbegerichte“ beschlossen. In dieser Verordnung wur-
den „Arbeitgeber“ und „Arbeitnehmer“ erstmalig in preußischen Gesetzen bzw. 
Verordnungen erwähnt. Die Mitglieder der „Gewerberäthe“, so Gustav Schön-
berg 1862, „wurden zu gleichen heilen aus dem Handwerker-, Fabriken- und 
Handelsstande gewählt – die der Handwerks- und Fabrikabtheilung bestanden 
aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern.“68 Der § 5 enthielt eine Speziizierung: 
Handwerksmeister und Fabrikinhaber galten als Arbeitgeber; Gesellen, Gehil-
fen, Werkführer und Fabrikarbeiter als Arbeitnehmer.69 Die Verordnung machte 
die Begrife „Arbeitgeber“ und „Arbeitnehmer“ vermutlich populärer, weil sie 
zum einen eine Deinition gab, wer alles zu den Arbeitgebern bzw. Arbeitneh-
mern zu zählen sei, und zudem im gesamten deutschsprachigen Raum umfang-
reich über die Verordnung berichtet und kontrovers diskutiert wurde. 

65 1805 und 1810 ielen Teile Österreichs an Bayern, u. a. kam das Salzburger Land zum Sal-
zachkreis, sodass den dortigen Beamten der „Arbeitgeber“ aus österreichischen Gesetzen 
und Verordnungen bekannt war.

66 Siehe Gesetzblatt für das Königreich Baiern: Gesetz, die Grund-Bestimmungen für das 
Gewerbswesen betrefend [Bayrisches Gewerbegesetz], München 1825., S. 127–142.

67 Siehe Simon, Fachbildung, S. 190 f.
68 Gustav Schönberg: Gewerbe, I. heil: Die rechtliche Ordnung des Gewerbewesens, in: 

Ders. (Hrsg.): Handbuch der politischen Ökonomie, 1. Bd., Tübingen 1882, S. 860.
69 Siehe Verordnung betrefend die Einrichtung von Gewerberäthen und verschiedenen Abän-

derungen der allgemeinen Gewerbeordnung vom 9. Februar 1849, in: Gesetz-Sammlung 
für die Königlich Preußischen Staaten, Berlin 1849, S. 93–110.
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Eine schnelle Verbreitung hat dieses antagonistische Wortpaar jedoch nicht 
gefunden. Tatsächlich wurde meistens in Texten statt von „Arbeitnehmern“ noch 
von Arbeitern, Gehilfen etc. geschrieben. Der Begrif „Arbeitgeber“ setzte sich 
schneller durch und stand sehr häuig für „Unternehmer, Meister, Fabrikherr“ 
etc.70 In der arbeiternahen Presse wurden die beiden Begrife deutlich weniger 
als in anderen Organen verwendet. Aber schon vor 1849 sind „Arbeitnehmer“ 
(selten) und „Arbeitgeber“ (zunehmend) auch in Publikationen der Arbeiteror-
ganisationen zu inden. 

„Arbeitgeber“ und sein Pendant „Arbeitnehmer“ wurden vor allem in Bezug 
auf den Arbeitsvertrag genannt, im sozialen oder wirtschaftlichen Kontext waren 
sie selten zu inden. „Arbeitnehmer“ wurde auch im Sinne von „Arbeitende/n“ 
verwendet. Recht häuig wird zwar von einer „Classe der Arbeitgeber“ geschrie-
ben, jedoch für Fabrikarbeiter, Tagelöhner und Handwerksgesellen nicht der 
Begrif „Arbeitnehmer“ gebraucht, sondern „Arbeiter“.71

In der Gewerbeordnung des Norddeutschen Bundes von 1869 erscheint 
„Arbeitgeber“ neben „Gewerbetreibenden“, „Gewerbe-Unternehmer“ und „Fab-
rikinhabern“, die Bezeichnung „Arbeitnehmer“ jedoch gar nicht. Stattdessen 
verwendete der Gesetzgeber noch die traditionellen Begrife „Arbeiter, Gesel-
len und Gehülfen“.72 Schon Anfang der 1870er-Jahre war aber auch der Begrif 
„Arbeitnehmer“ etabliert und wurde allgemein in politischen, wissenschaftlichen 
und öfentlich-rechtlichen Texten als Gegenüber des „Arbeitgebers“ gebraucht. 

70 Siehe Deutsche Allgemeine Zeitung (Leipzig), 1. 4. 1846, Beilage zur Nr. 91; Verordnung, 
die Arbeitsbücher des gewerblichen Hülfspersonals betrefend; vom October 1861 (im 
Königreich Sachsen), in: Karl Mathy (Hrsg.): Betrachtungen über den Beitritt Badens zu 
dem deutschen Zollverein, Karlsruhe 1834, S. 106–116; Allgemeine Zeitung (Augsburg), 
Nr. 152, 1. 6. 1846; Gewerbeverein in Heidelberg und Genossen (Hrsg.): Die Forderun-
gen des Gewerbestandes in Deutschland. Eine Denkschrift an den Deutschen Reichstag 
in Frankfurt a. M., Heidelberg 1848, S. 15; Adolf Wolf: Berliner Revolutions-Chronik: 
Darstellung der Berliner Bewegungen im Jahre 1848 ..., Bd. 2, Berlin 1852, S. 159 u. a.; 
Fürst Sichnowski in der Einundzwanzigsten Sitzung des Vereinigten Landtags (Preußen) 
am 18. Mai 1848, in: August h. Woeniger (Hrsg.): Preussens erster Reichstag, Berlin 1847, 
S. 138; Präsidium des Königl. Landes-Oeconomie-Collegiums (Hrsg.): Annalen der Land-
wirthschaft in den Königlich Preussischen Staaten, Berlin 1850.

71 Siehe Beschlüsse des Arbeiter-Kongresses zu Berlin ..., Berlin 1848, in: Dieter Dowe/Toni 
Ofermann (Hrsg.): Deutsche Handwerker- und Arbeiterkongresse 1848–1852, Berlin/
Bonn 1983, S. 247.

72 Siehe Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund vom 21. Juni 1869, in: Gesetz-
Sammlungs-Debits- und Zeitungs-Komtoir (Hrsg.): Bundes-Gesetzblatt des Norddeut-
schen Bundes, Berlin o. J., S. 245 f.
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Allerdings mit Ausnahmen: Der Rechtswissenschaftler Otto von Gierke stellt 
z. B. noch 1917 in seinen Ausführungen zum Dienstrecht dem „Arbeitgeber“ 
den „Arbeiter“ gegenüber und nicht den „Arbeitnehmer“.73

Lexika und Wörterbücher können Hinweis geben auf die Relevanz von 
Begrifen und auf das entsprechende Problembewusstsein zur Zeit ihrer Her-
ausgabe. In der „Allgemeinen Deutschen Realencyclopädie“ von Brockhaus 
1830 sind „Arbeitgeber“ und „Arbeitnehmer“ nicht enthalten. Der „Unterneh-
mer“ wird unter dem Stichwort „Arbeitslohn“ als „Arbeitsherr“ bezeichnet. Das 
Arbeitsverhältnis wird so deiniert: Der Arbeitslohn ist abhängig von Angebot 
und Nachfrage. Anbieter der Arbeit ist der Arbeiter. Nachfrager sind diejenigen 
der Gesellschaft, welche Überluss oder mehr Güter haben, als sie selbst verzeh-
ren; „die, welche Arbeit suchen, [müssen] das Minimum des Lohnes zum aller-
wenigsten nothwendig bezahlen“.74 Arbeitsuchende sind in diesem Sinne also die 
Arbeitsherren, später „Arbeitgeber“ genannt. 

Erstmalig tauchen die Begrife „Arbeitgeber“ und „Arbeitnehmer“ im Uni-
versallexikon von Pierer 1848 unter dem Stichwort „Arbeiter“ auf. Die Stich-
worte „Arbeitgeber“ und „Arbeitnehmer“ gibt es aber noch nicht.75 Das Grimm-
sche Wörterbuch von 1854 enthält dann bereits die Deinitionen: „Arbeitgeber: 
der für sich arbeiten lässt, die arbeit bestellt und zahlt. Arbeitnehmer: gegenüber 
dem arbeitgeber, der die aufgetragene arbeit annimmt.“76 Meyers Konversations-
lexikon erwähnt 1874 „Arbeitnehmer“ und „Arbeitgeber“ ebenfalls im Zusam-
menhang mit dem Arbeitslohn.77

Der Brockhaus von 1875 nennt zu dem Stichwort „Arbeit und Arbeitslohn“ 
zwar schon „die Interessen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer“, führt beide 
Begrife aber noch nicht als selbstständige Stichworte. Das geschah erst in der 
Aulage von 1908.78 Im „Handbuch der politischen Ökonomie“ von 1882 kom-

73 Siehe Otto von Gierke: Schuldrecht, in: Deutsches Privatrecht, Bd. 3, in: Karl Binding 
(Hrsg.): Systematisches Handbuch der deutschen Rechtswissenschaft, Berlin 1917, S. 602.

74 Brockhaus, Real-Encyclopädie, 1830, Stichwort „Arbeitslohn“.
75 Siehe Heinrich A. Pierer (Hrsg.): Universal-Lexikon der Gegenwart und Vergangenheit 

oder neuestes encyclopädisches Wörterbuch ..., Altenburg 1840, Neuaulage 1848, Stich-
wort „Arbeiter“.

76 Grimm, Wörterbuch, S. 543.
77 Siehe Joseph Meyer (Hrsg.): Meyers Konversations-Lexikon. Eine Encyklopädie des allge-

meinen Wissens, Leipzig 1874, Stichwort „Arbeitslohn“.
78 Siehe Brockhaus (Hrsg.): Conversationslexikon, 12. Aul., Leipzig 1875.
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men „Arbeitgeber“ vor, aber keine „Arbeitnehmer“, sondern „Arbeiter“ oder 
„Lohnarbeiter“.79 

Auch heute noch werden die Begrife „Arbeitnehmer“ und „Arbeitgeber“ syno - 
nym zu anderen verwendet, durch andere Bezeichnungen umschrieben oder 
ersetzt. Der „Arbeiter“ wird allerdings immer mehr durch den „Arbeitnehmer“ 
verdrängt. Ursachen mögen u. a. sein: a) das Verschwinden der Bezeichnung 
„Arbeiter“ aus amtlichen Texten und Rechtsnormen, da nicht mehr zwischen 
Arbeitern und Angestellten unterschieden wird; b) der Wandel der Gewerkschaf-
ten von Arbeiter- oder Angestelltenvertretungen zu Arbeitnehmerorganisationen, 
die ihre Mitglieder nicht mehr nach „Angestellten und gewerblichen Kollegen“ 
unterscheiden können; c) ein verändertes Selbstbild der Werktätigen.80

Resümee

In der Fachliteratur und in amtlichen Texten erschienen die Begrife „Arbeit-
geber“ und „Arbeitnehmer“ erstmalig Anfang des 19. Jahrhunderts. Ihre Vor-
läufer waren die Bezeichnungen „Dienstnehmer“ und „Dienstgeber“, die in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts in den österreichischen Ländern aufkamen. 
Gebräuchlich waren lange vorher (spätestens seit 1665) Wendungen wie „Dienst 
nehmen“ für Hölinge, Soldaten, Dienstboten und Gesinde und „in Dienst neh-
men“ durch Herrschaft, Adel und höheren Klerus. Daraus entwickelte sich das 
Pendant „Dienst geben“ durch die Herrschaft und „in Dienst geben“ für dienst-
taugliche Kinder oder Hörige.

Die Begrife „Dienstgeber“ und „Dienstnehmer“ tauchten etwa zur gleichen 
Zeit (1776, 1777) in veröfentlichten Texten auf. In der Bezeichnung „Dienst-
nehmer“ für Soldaten, Staatsdiener, Dienstboten und Gesinde kommt sicher 
die gesellschaftliche Bedingtheit der letzten Jahrzehnte des Feudalismus vor der 
französischen Revolution zum Ausdruck. Zu der Zeit war der jeweilige Kaiser, 
König, Fürst etc. der Staat. Die staatlichen Dienstnehmer dienten also ihrem 
Herrn, und das private Gesinde musste dankbar sein dafür, dass es seiner Herr-
schaft (seinem Brotherrn) dienen durfte. Da die „gottbegnadeten“ Regenten 

79 Siehe L[ujo] Brentano: Gewerbe II. heil, in: G[ustav] Schönberg (Hrsg.): Handbuch der 
politischen Ökonomie, 1. Bd., Tübingen 1882.

80 Siehe Rothenburg, Arbeiter, S. 16.
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und Herrschaften nie nahmen, sondern immer nur ihre Gnade den Untertanen 
gaben, wäre für sie die Bezeichnung „Dienstnehmer“ unangemessen gewesen. 

Änderungen im rechtlichen Status der Bediensteten und die zunehmende 
Diferenzierung der verschiedenen Gruppen der abhängig Beschäftigten führten 
zunächst zu vielen einzelnen gruppenspeziischen Gesetzen und Verordnungen. 
Bei dem nachfolgenden Bestreben, die Vielfalt durch ein möglichst einheitliches 
Dienstrecht zu ersetzen, ergab sich die Notwendigkeit einer übergreifenden, zeit-
gemäßen Bezeichnung der Parteien des Dienstvertrages. Dabei setzte sich der 
Begrif „Dienstgeber“ schneller durch und wurde häuiger verwendet.

Die seit Beginn des 19. Jahrhunderts mit der Industrialisierung wachsende 
Zahl der Gewerbebetriebe, vor allem Verlage, Manufakturen und Fabriken, 
brachte neue Formen von Beschäftigungsverhältnissen hervor, auf die das gel-
tende Dienstrecht nicht oder nur eingeschränkt angewendet werden konnte. In 
den Gewerbebetrieben bildeten sich im Laufe der Zeit die Gruppen der Arbei-
ter und der Angestellten heraus, deren rechtlicher Status sich voneinander und 
zudem gegenüber den Beschäftigten in Dienstverhältnissen unterschied. Auch 
hier führte das Bestreben nach einheitlichen Rechtsnormen für die Beschäfti-
gungsverhältnisse und später die Einführung der Sozialversicherung zur Ver-
wendung übergreifender Gruppenbezeichnungen. Die Anbieter von Arbeit oder 
Dienst wurden analog der früheren Bezeichnung „Dienstnehmer“ nun „Arbeit-
nehmer“ genannt, die Annehmer oder Abnehmer von Arbeit und Diensten wur-
den zu „Arbeitgebern“. Auch hier war es jedoch der Begrif „Arbeitgeber“, der 
eine schnellere Verbreitung fand. Die Bezeichnung „Arbeitnehmer“ wurde bis 
weit ins 20. Jahrhundert weniger verwendet und häuig durch „Arbeiter“ und 
später auch „Angestellte“ ersetzt.

Die heute im allgemeinen Bewusstsein tief verankerten Begrife „Arbeitgeber“ 
und „Arbeitnehmer“ wurden in der Vergangenheit nur selten als widersinnig oder 
euphemistisch kritisiert. Ob es eine frühe ideologische Auseinandersetzung um 
die Bezeichnungen „Dienstnehmer“ und „Dienstgeber“ gab, ließ sich im Rah-
men dieser Arbeit nicht eruieren und belegen. Die Termini „Arbeitgeber“ und 
„Arbeitnehmer“ folgten ihnen ließend und zwangsläuig. Eine spontane oder 
geplante ideologische Setzung dieser Begrife ist daher auszuschließen. Interessant 
wäre jedoch die Beantwortung der Fragen nach a) dem Einsatz der Begrife im 
politisch- publizistischen Meinungskampf und ihrer Verwendung in wissenschaft-
lichen heorien, b) dem Einluss der Bezeichnungen auf das politische Denken, 
das Selbst- und Fremdbild der „Arbeitnehmer“ und „Arbeitgeber“.
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